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Präambel

• in Anerkennung der Tatsache, dass die 
Verwirklichung der rechtlichen und der 
tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 
und Männern ein wesentliches Element 
der Verhütung von Gewalt gegen Frauen 
ist;
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• in Anerkennung der Tatsache, dass 
Gewalt gegen Frauen der Ausdruck 
historisch gewachsener ungleicher 
Machtverhältnisse zwischen Frauen 
und Männern ist, die zur 
Beherrschung und Diskriminierung der 
Frau durch den Mann und zur 
Verhinderung der vollständigen 
Gleichstellung der Frau geführt haben;
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• in Anerkennung der Tatsache, dass 
Gewalt gegen Frauen als 
geschlechtsspezifische Gewalt 
strukturellen Charakter hat, sowie 
der Tatsache, dass Gewalt gegen 
Frauen einer der entscheidenden 
sozialen Mechanismen ist, durch den 
Frauen in eine untergeordnete 
Position gegenüber Männern 
gezwungen werden;
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• mit großer Sorge feststellend, dass Frauen 
und Mädchen häufig schweren Formen von 
Gewalt wie häuslicher Gewalt, sexueller 
Belästigung, Vergewaltigung, Zwangs-
verheiratung, im Namen der sogenannten 
„Ehre“ begangener Verbrechen und Genital-
verstümmelung ausgesetzt sind, die eine 
schwere Verletzung der Menschenrechte 
von Frauen und Mädchen sowie ein 
Haupthindernis für das Erreichen der 
Gleichstellung von Frauen und Männern 

darstellen;
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Kapitel I – Zweck, Begriffsbestimmungen, Gleichstellung und
Nichtdiskriminierung, allgemeine Verpflichtungen

Artikel 1 – Zweck des Übereinkommens

b) einen Beitrag zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau zu leisten und eine echte 
Gleichstellung von Frauen und Männern, auch 
durch die Stärkung der Rechte der Frauen, zu 
fördern;
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Artikel 3 – Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

a) wird der Begriff „Gewalt gegen Frauen“ als eine 

Menschenrechtsverletzung und eine Form der 

Diskriminierung der Frau verstanden und bezeichnet 

alle Handlungen geschlechtsspezifischer Gewalt, die 

zu körperlichen, sexuellen, psychischen oder 

wirtschaftlichen Schäden oder Leiden bei Frauen 

führen oder führen können, einschließlich der 

Androhung solcher Handlungen, der Nötigung oder 

der willkürlichen Freiheitsentziehung, sei es im 

öffentlichen oder privaten Leben;
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c) bezeichnet der Begriff „Geschlecht“ die 

gesellschaftlich geprägten Rollen,

Verhaltensweisen, Tätigkeiten und 

Merkmale, die eine bestimmte Gesellschaft

als für Frauen und Männer angemessen 

ansieht;

d) bezeichnet der Begriff „geschlechts-

spezifische Gewalt gegen Frauen“

Gewalt, die gegen eine Frau gerichtet ist, 

weil sie eine Frau ist, oder die Frauen

unverhältnismäßig stark betrifft;
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Artikel 4  
Grundrechte, Gleichstellung und 

Nichtdiskriminierung

1) Die Vertragsparteien treffen die 

erforderlichen gesetzgeberischen und 

sonstigen Maßnahmen zur Förderung und 

zum Schutz des Rechts jeder Person, 

insbesondere von Frauen, sowohl im 

öffentlichen als auch im privaten Bereich frei 

von Gewalt zu leben.
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2) Die Vertragsparteien verurteilen jede Form von 

Diskriminierung der Frau und treffen unverzüglich 

die erforderlichen gesetzgeberischen und sonstigen 

Maßnahmen zu ihrer Verhütung, insbesondere durch

- die Verankerung des Grundsatzes der 

Gleichstellung von Frauen und Männern in ihren 

nationalen Verfassungen oder in anderen 

geeigneten Rechtsvorschriften sowie die 

Sicherstellung der tatsächlichen Verwirklichung 

dieses Grundsatzes;

- das Verbot der Diskriminierung der Frau, soweit 

erforderlich auch durch Sanktionen;

- die Aufhebung aller Gesetze und die Abschaffung 

von Vorgehensweisen, durch die Frauen 

diskriminiert werden. 10



3) Die Durchführung dieses Übereinkommens durch die 

Vertragsparteien, insbesondere von Maßnahmen zum 

Schutz der Rechte der Opfer, ist ohne Diskriminierung 

insbesondere wegen des biologischen oder sozialen 

Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der 

Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der 

nationalen oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit zu 

einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, 

der sexuellen Ausrichtung, der Geschlechtsidentität, des 

Alters, des Gesundheitszustands, einer Behinderung, des 

Familienstands, des Migranten- oder Flüchtlingsstatus oder 

des sonstigen Status sicherzustellen.

4) Besondere Maßnahmen, die zur Verhütung von 

geschlechtsspezifischer Gewalt und zum Schutz von 

Frauen vor solcher Gewalt erforderlich sind, gelten 

nicht als Diskriminierung im Sinne dieses 

Übereinkommens.
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Artikel 6 –

Geschlechtersensible politische Maßnahmen

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die 

Geschlechterperspektive in die 

Durchführung und in die Bewertung der 

Auswirkungen dieses Übereinkommens 

einzubeziehen und politische Maßnahmen 

der Gleichstellung von Frauen und Männern 

und der Stärkung der Rechte der Frauen zu 

fördern und wirksam umzusetzen.
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Kapitel III – Prävention
Artikel 12 - Allgemeine Verpflichtungen

1) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um Veränderungen von sozialen und 
kulturellen Verhaltensmustern von Frauen und 
Männern mit dem Ziel zu bewirken, Vorurteile, 
Bräuche, Traditionen und alle sonstigen 
Vorgehensweisen, die auf der Vorstellung der 
Unterlegenheit der Frau oder auf Rollenzuweisungen 
für Frauen und Männer beruhen, zu beseitigen.

6) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um Programme und Aktivitäten zur 
Stärkung der Rechte der Frauen zu fördern.
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Artikel 13 

Bewusstseinsbildung
1) Die Vertragsparteien fördern regelmäßig Kampagnen oder 

Programme zur Bewusstseinsbildung auf allen Ebenen oder führen 

solche durch, gegebenenfalls auch in Zusammenarbeit mit nationalen 

Menschenrechtsinstitutionen und Gleichstellungsorganen, der 

Zivilgesellschaft und nichtstaatlichen Organisationen, insbesondere mit 

Frauenorganisationen, um in der breiten Öffentlichkeit das Bewusstsein 

und das Verständnis für die unterschiedlichen Erscheinungsformen 

aller in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden 

Formen von Gewalt, ihre Auswirkungen auf Kinder und die 

Notwendigkeit, solche Gewalt zu verhüten, zu verbessern.

2) Die Vertragsparteien stellen die umfassende Verbreitung von 

Informationen über Maßnahmen, die verfügbar sind, um in den 

Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallende Gewalttaten zu 

verhüten, in der breiten Öffentlichkeit sicher.
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Artikel 14 

Bildung
1) Die Vertragsparteien treffen gegebenenfalls die erforderlichen 

Maßnahmen, um an die sich entwickelnden Fähigkeiten der 

Lernenden angepasste Lernmittel zu Themen wie der 

Gleichstellung von Frauen und Männern, der Aufhebung von 

Rollenzuweisungen, gegenseitigem Respekt, gewaltfreier 

Konfliktlösung in zwischenmenschlichen Beziehungen, 

geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen und dem Recht 

auf die Unversehrtheit der Person in die offiziellen Lehrpläne auf 

allen Ebenen des Bildungssystems aufzunehmen.

2) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnahmen, 

um die in Absatz 1 genannten Grundsätze in informellen 

Bildungsstätten sowie in Sport-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen 

und in den Medien zu fördern.
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Artikel 16 
Vorbeugende Interventions- und Behandlungsprogramme

1) Die Vertragsparteien treffen die 

erforderlichen gesetzgeberischen oder 

sonstigen Maßnahmen, um Programme 

einzurichten oder zu unterstützen, die darauf 

abzielen, Täter und Täterinnen häuslicher 

Gewalt zu lehren, in zwischenmenschlichen 

Beziehungen ein gewaltfreies Verhalten 

anzunehmen, um weitere Gewalt zu 

verhüten und von Gewalt geprägte 

Verhaltensmuster zu verändern.
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2) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen 

gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen, um 

Behandlungsprogramme einzurichten oder zu 

unterstützen, die darauf abzielen zu verhindern, 

dass Täter und Täterinnen, insbesondere 

Sexualstraftäter und -täterinnen, erneut Straftaten 

begehen.

3) Bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Maßnahmen stellen die Vertragsparteien sicher, 

dass die Sicherheit, die Unterstützung und die

Menschenrechte der Opfer ein vorrangiges Anliegen 

sind und dass diese Programme gegebenenfalls in 

enger Zusammenarbeit mit spezialisierten 

Hilfsdiensten für Opfer ausgearbeitet und umgesetzt 

werden. 17



Kapitel IV  - Schutz und Unterstützung
Artikel 18 - Allgemeine Verpflichtungen

1) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen gesetzgeberischen oder 

sonstigen Maßnahmen, um alle Opfer vor weiteren Gewalttaten zu 

schützen.

3) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass nach Maßgabe dieses Kapitels 

getroffene Maßnahmen

– auf einem geschlechtsbewussten Verständnis von Gewalt gegen Frauen 

und häuslicher Gewalt beruhen und die Menschenrechte und die 

Sicherheit des Opfers in den Mittelpunkt stellen;

– die Stärkung der Rechte und die wirtschaftliche Unabhängigkeit von 

Frauen zum Ziel haben, die Opfer von Gewalt geworden sind;

5) Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnahmen, um im 

Einklang mit ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen ihren Staats-

angehörigen und sonstigen zu einem solchen Schutz berechtigten Opfern 

konsularischen und sonstigen Schutz sowie Unterstützung zu gewähren.

18


